
Unbefristete Übernahme aller Auszubildenden
Kommentar von Waldemar Derda
In „zur Sache“ bezweifelt Ute 
Hass, dass 34 Leiharbeiter rei-
chen werden, um die ange-
spannte Situation zu entlas-
ten. Aber warum ist es denn 
so weit gekommen? Das liegt 
doch auch daran, dass die Un-
ternehmensleitung seit Jahren 
zu wenig Ausbildungsplätze be-
reitstellt und nicht alle Auszubil-
denden unbefristet übernimmt.
In den letzten Jahren wurden in 
den Mercedes-Werken sogar 
500 Ausbildungsplätze gestri-

chen. Dazu kommt die D-MOVE-
Regelung. Für den Nachwuchs 
heißt das: Sie verdienen weniger 
und werden deutschlandweit zu 
Wanderarbeitern gemacht. Nur 
90 % aller Azubis kriegen eine 
Zusage auf unbefristete Über-
nahme.
Immer weniger Auszubildende 
bedeuten immer weniger Stamm-
beschäftigte. Wenn es dann an 
Arbeitskräften fehlt, weil die Auf-
träge steigen, dann setzt man 
billige Leiharbeiter ein. Herr Zet-

sche, da-
mit spa-
ren Sie 
auf unse-
re Kosten. 
Sie gefährden unsere Gesund-
heit und sie bringen den Nach-
wuchs um die eigene Zukunft.
Weg mit D-MOVE. Nötig sind 
deutlich mehr Ausbildungsplät-
ze. Alle Auszubildenden im Ber-
liner Werk und anderswo müs-
sen unbefristet übernommen 
werden.
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Die Produktion läuft auf Hoch-
touren. Wir merken‘s: Arbeits-
hetze, Stress und vor allem 
ständiger Personalmangel!
Die Lösung der Unternehmens-
leitung? Verstärkter Einsatz von 
Fremdfirmen und Leiharbeitern.
Lange brüstete sich der Arbeit-
geber damit, dass bei uns in 
Marienfelde keine Leiharbei-
ter beschäftigt würden. Auf ei-
nen Schlag ändert sich das nun. 
Plötzlich werden 34 Leiharbeiter 
im Werk eingesetzt.
Der Betriebsrat hat „den Ein-
satz von 34 Leiharbeitskräften 
(…) gestattet“, wie die Betriebs-
ratsvorsitzende Ute Hass am 
22. September in „zur Sache“ 
schrieb. Das war die Betriebs-
ratsmehrheit. Im Betriebsrats-
gremium wurde darüber nicht 
einmal informiert, geschweige 
denn diskutiert.
Die „Alternative“ lehnt diesen 
Kurs ab. Nicht, weil wir gegen die 

Leiharbeiter 
und Kollegen 
von Fremdfir-
men wären. Im 
Gegenteil. Wir 
protest ieren 
aufs Schärfs-
te dagegen, 
wie die Kol-
legen rumge-
schubst wer-
den. Nehmen wir zum Beispiel 
Herrn Zacke, Meister in der Mon-
tage: Nach drei Tagen Einarbei-
tung warf er den Leiharbeitern 
vor, dass sie zu viele Fehler ma-
chen würden. Probieren Sie es 
doch mal selber, Herr Zacke! Sie 
wissen doch, dass jeder Stamm-
beschäftigte dafür mindestens 
eine Woche lang geschult wird. 
- Von Schichtzuschlägen können 
Leiharbeiter auch nur träumen. 
Gewinnbeteiligung? Fehlanzei-
ge. Und wenn die Stückzah-
len schwanken, fliegen sie ganz 

schnell wieder raus. Wir rufen die 
Kollegen auf: Sprecht uns von 
der „Alternative“ an. Lasst uns 
gemeinsam darüber reden, was 
hier falsch läuft.
Klar ist, was die Arbeitgeber 
bezwecken: Sie wollen Geld 
für festeingestellte Vollzeitkräf-
te sparen, an der Lohnspirale 
nach unten drehen und die Be-
schäftigten spalten.
Die „Alternative“ fordert: Fe-
steinstellungen statt mies 
bezahlte, unsichere Leihar-
beitsverhältnisse!

Festeinstellungen statt 
Leiharbeit!

Alternative Metaller bei Daimler Marienfelde
Für die Kolleginnen und Kollegen des Mercedes-Benz-Werk Berlin



In der Bundesrepublik gibt es heute etwa eine Million Leiharbeiter. 
Aber das war nicht immer so. Bis 1967 war Leiharbeit in der BRD 
verboten.

l Leiharbeit bedeutet, dass ein Arbeitssuchender von seiner Leihar-
beitsfirma (Zeitarbeitsagentur) für eine Weile an ein Unternehmen 
verliehen wird. Von seinem Lohn kassiert die Leiharbeitsfirma meis-
tens die Hälfte, oft noch mehr. Dass die Leiharbeit die Vorstufe zu ei-
ner festen Beschäftigung ist, ist ein Mythos. Dass Stammbelegschaf-
ten reduziert werden und fest beschäftigte Vollzeitkräfte durch Leiharbeiter ersetzt werden, passiert 
dagegen immer häufiger. Wo Leiharbeiter beschäftigt werden, sinkt früher oder später auch das 
Lohnniveau für die Stammbelegschaft.

l Noch bis 1972 war Leiharbeit auf drei Monate befristet. Sie wurde verlängert und verlängert und ver-
längert: Erst auf sechs Monate (1985), dann auf neun Monate (1994), dann auf ein Jahr (1997).

l Und dann kamen 1998 SPD und Grüne an die Regierung. Bis dahin gab es ungefähr 250.000 Leihar-
beiter. 2002 durften Leiharbeiter zwei Jahre in einem Betrieb eingesetzt werden. Nachdem die Agen-
da 2010 im Jahr 2003 beschlossen wurde, gab es überhaupt kein Halten mehr.

l Bei Daimler wurde im „Zukunftssicherungsvertrag“ (ZuSi) 2004 eine Quote von erst vier, inzwischen 
acht Prozent beschlossen: So viele Leiharbeiter dürfen im Unternehmen eingesetzt werden.

l In der letzten Wirtschaftskrise wurden 150.000 Leiharbeiter im Winter 2008/2009 von heute auf mor-
gen gefeuert.

l 2009 betrug das durchschnittliche Monatseinkommen eines vollzeit beschäftigten Leiharbeiters 1.393 
Euro, brutto und inklusive aller Zuschläge. Überstundengelder können monatelang verschleppt wer-
den. Bis zu 25 Prozent der Löhne werden mit Fahrgeld und Verpflegung verrechnet. Etwa jeder ach-
te Leiharbeiter muss mit Hartz IV aufstocken.

Was da entsteht, ist ein moderne Form von Sklavenhandel!

Kurze Geschichte der Leiharbeit

Fairplay? Jedenfalls nicht in der Kantine
Die Situation der Fremdfir-

men-Mitarbeiter darf keinem 
Kollegen egal sein. Das fängt 
schon damit an, dass unsere 
Kinder und Enkel ebenfalls 
gezwungen sein könnten, für 
eine Fremdfirma arbeiten zu 
müssen. - Vor allem, wenn sich 
die Politik der letzten Jahre 
fortsetzt.
Ein Beispiel für die ungerech-

te Behandlung von Fremdfir-
men-Mitarbeitern: Seit Oktober 
bezuschusst unser Werk das 
Mittagessen in der Kantine nur 
noch für Kollegen mit Werks-
ausweis.
Alle Fremdfirmen-Mitarbeiter 

müssen jetzt 50 Prozent mehr 
für das gleiche Essen be-
zahlen. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob der Kollege schon 
seit Jahren im Werk tätig ist 
oder nicht! Das ist ein Skandal, 

denn die Kollegen bekommen 
meistens schon einen Hunger-
lohn und arbeiten bereits unter 
schlechteren Bedingungen. Wo 
bleibt da das Fairplay?
Wir meinen: Egal wer wo was 

in dieser Firma tut, sollte den 
gleichen Preis fürs Mittag-

essen bezahlen. Denn jeder 
Einzelne leistet seinen Beitrag! 
Unverständlich sind für uns 
auch Aussagen von einzelnen 
Betriebsräten, dass die Neure-
gelung nur gerecht sei, da wir 
das einzige Werk waren, wo 
diese noch nicht galt.



Im Bau 25, bei der V-Motoren-
fertigung, wurde – an der Mess-
maschine – ein Kollege von einer 
Fremdfirma eingesetzt. Dieser 
hätte dort gar nicht arbeiten dür-
fen! Bei Daimler ist es vertrag-
lich geregelt, dass Beschäftigte 
von Fremdfirmen nicht direkt in 
den Produktionsprozess eingrei-
fen dürfen. Und es kommt noch 
dicker: Der Kollege wurde auch 
in der Nachtschicht eingesetzt – 
er war sogar ganz allein im Bau. 
Wir fragen die Unternehmens-
leitung von Daimler: Was wäre 
denn gewesen, wenn er umge-
fallen wäre? Das hätte doch nie-
mand mitgekriegt. - Eingesetzt 
wurde dieser Kollege im Som-
mer, in der Haupturlaubszeit, für 
mehrere Wochen. Seitdem ist er 
nicht mehr im Werk.

Dass ERA für uns nichts Gu-
tes bedeutet, wussten wir. Dage-
gen sind wir auf die Straße ge-
gangen. Leider ist damit nicht 
Schluss. Bei uns verstößt die 
Personalpolitik offensichlich ge-
gen den ERA-TV-Prozess.
Führungskräfte forderten von 

Kollegen Leistungen ab, worauf-
hin diese Kollegen diesbezüglich 
zu Recht ihre EG-Stufe rekla-
mierten. Zwei Monate nach dem 
Reklamationseingang sollen Mit-
arbeiter und das zuständige BR-
Gremium ein Überprüfungser-
gebnis vom Arbeitgeber laut 
ERA-TV § 10, Absatz 2 erhalten. 
Anschließend soll eine Überprü-
fung der Bewertung erfolgen. 
Bei Konflikten soll eine Klärung 
in einer paritätischen Kommissi-
on und danach eventuell vor ei-
ner Schiedsstelle erfolgen. Eine 
Begründung sollte hier nach drei 
Wochen erfolgt sein. Dies ist lei-
der meistens nicht der Fall.
Bei uns warten mehrere Kolle-

gen seit fast anderthalb Jahren 
auf eine Info, Begündung oder 
Zu- beziehungsweise Absage. 
Stattdessen wird auf den BR 
in der paritätischen Kommissi-
on verwiesen. Und der weiß von 
nichts und verweist wiederum 
auf die Personalwirtschaft. Und 
so geht es tagein tagaus. Mitar-
beiter werden wie Vogelfreie be-
handelt.

Leider war es jetzt wieder so 
weit: Es kam zu einem neu-
en Arbeitsunfall. Der Kollege ei-
ner Fremdfirma trug eine schwe-
re Handverletzung davon. Und 
so was passiert im Bau 90 nicht 
zum ersten Mal. Nein, es ist be-
reits der dritte Arbeitsunfall an 
der gleichen Maschine. Und 
zwar eine Bohrmaschine „Marke 
Eigenbau”. Wir fragen uns: Wur-
de dieser Arbeitsplatz überhaupt 
korrekt auf seine Sicherheit ge-
prüft?

Die Alternative Be-
triebsräte sind je-
derzeit für Euch da:

Waldemar Derda:
0151 – 58 61 68 06
Fehmiye Utku:
0160 – 86 07 997
Hakan Göggöz:
0160 – 86 78 086

In Bau 70 hat ein Kollege in 
der Montage das Problem, dass 
er ordentlich seine Arbeit macht 
und trotzdem permanent getriezt 
wird. So wurde ihm vorgeworfen, 
dass er es versäumt hätte, Tei-
le am Motor einzubauen. Seitens 
der „Alternative” haben wir das 
überprüft. Der Vorwurf stimm-
te nachweislich nicht! Ärger gab 
es auch im Fall von Krankmel-
dung. Dabei hatte sich der Kol-
lege auch hier nichts zu schul-
den kommen lassen. Wir sagen 
bei solch einer Behandlung von 
einem Kollegen: pfui! Das muss 
aufhören.

aus den Bereichen

Schikane

Gefahr in Verzug

Und täglich grüßt das 
Murmeltier

Bau 90 – Vorsicht ge-
boten!
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„Muss ich während der Betriebsruhe arbeiten?“
Nein. Wenn ein Bereich möchte, dass man doch arbeitet, muss der Betriebsrat dem zustimmen. Ansonsten 
gilt für dieses Jahr die Betriebsruhe vom 27. bis 30. Dezember 2011.
Wenn der Betriebsrat der Arbeit in einem Bereich allerdings zustimmt und man keinen Urlaub eingereicht hat, 
so besteht in dieser Zeit Anwesenheitspflicht.

„Wie setzt sich mein Weihnachtsgeld zusammen?“
Das Weihnachtsgeld ist gestaffelt: Ab sechs Monate Betriebszugehörigkeit beträgt es 25 %, ab zwölf 
Monate 35 %, ab 24 Monate 45 %, ab 36 Monate 55 % vom Monatsdurchschnittsverdienstes. Pro Ur-
laubstag erhält man generell 50 %.

Verlängerung von „ZuSi” bis 2016 – warum?

Ick hab‘ da mal ’ne Frage?!

Still und leise einigte sich der 
Gesamtbetriebsrat mit der Kon-
zernspitze auf eine Verlänge-
rung vom „Zukunftssicherungs-
vertrag” (ZuSi) bis 2016. Es gab 
wenige Verschlechterungen, 
aber auch keine großen Verbes-
serungen. Die bisherige ERA-
Regelung gilt weiter.
Warum fragt man nicht die Be-
legschaft nach ihrer Meinung? 
Als der ZuSi 2004 beschlossen 
wurde, gab es viel Gegenwehr. 
An einem Protesttag beteiligten 
sich damals bundesweit 60.000 
Kollegen! 
Protestiert wurde seinerzeit, weil 
der ZuSi eine Kostensenkung 
von insgesamt 500 Millionen 

Euro bedeutete. So wurden eine 
unbezahlte Arbeitszeitverlän-
gerung auf 40 Wochenstunden 
für die Dienstleistungsbereiche, 
Lohnkürzungen und die Einrich-
tung einer „Personaldrehschei-
be” (D-MOVE) für Jungfachar-
beiter vereinbart.
Damals gaukelte man uns vor: 
Die Zugeständnisse sind nur vor-
übergehend. Wenn die Produk-
tion unter Maximaldruck läuft, 
dann ist für die Belegschaft wie-
der mehr drin. Davon ist heute 
keine Rede mehr. Dabei bekom-
men wir tagtäglich mit, dass der 
Laden brummt. 2010 wurden 
über sieben Milliarden Euro Ge-
winn gemacht. Warum nickt der 

Gesamtbetriebsrat die Fortset-
zung der 2004 gemachten Zuge-
ständnisse einfach ab? Warum 
wendet er sich nicht an die Kolle-
gen und diskutiert, ob man nicht 
gemeinsam für Verbesserungen 
kämpfen will?

Wir gratulieren der „Alternative” in Stuttgart-
Untertürkheim

Anlässlich der 100. Ausgabe schrieben wir der „Alternative” im 
Daimler-Werk in Stuttgart-Untertürkheim folgende Grußbotschaft:
„Hallo Kolleginnen und Kollegen, 
wir, die „Alternative” Berlin, möchte Euch recht herzlich zu Eurer 
100. Ausgabe der „Alternative” Untertürkheim gratulieren. 
Über Eure Ausgaben verfolgen wir den täglichen Kampf für die 
Rechte und Interessen der Kolleginnen und Kollegen in Eurem 
Werk. 
Dieses zeigt uns, dass wir auf dem richtigen Weg sind, und er-
mutigt uns, weiter zu machen. 
Wir danken Euch für Eure Unterstützung und wünschen Euch 
weiterhin viel Erfolg! 
Solidarische Grüße, die „Alternative” Berlin”

Interesse an 
der 

„Alternative”?

Wir treffen uns alle zwei 
Wochen. Jeder Interes-
sierte, jeder Mitstreiter 
ist willkommen! Einfach 
bei den “Alternative”-
Betriebsräten nachfra-
gen. Für Telefon-Num-
mern siehe Seite 3.


